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Reich-Gutjahr: Verantwortungslosigkeit der Regierung führte zu fehlender
Aufklärung

Vernehmung von Dr. Stegmann macht Verantwortungslosigkeit der Regierung deutlich.

 

Gabriele Reich-Gutjahr, Obfrau der FDP/DVP Fraktion im Untersuchungsausschuss „Abläufe in
Zusammenhang mit der Beteiligung des Landes an der Weltausstellung 2020 (UsA Baden-Württemberg-
Haus)“, erklärt zur heutigen Zeugenvernehmung im Untersuchungsausschuss und den Aussagen von CdS
Dr. Stegmann und dem Präsidenten der Ingenieurkammer Baden-Württemberg Prof. Engelsmann:

„Die Frage ob das Land Vertragspartner sei, habe sich dem Staatsministerium bereits im Sommer 2019
gestellt, so Stegmann. Eine Antwort war offensichtlich auch schnell gefunden: Darum hätten sich
Wirtschaftsministerium und Projektgesellschaft kümmern müssen, bei sich selbst sieht er keine
Verantwortung. Tatsächlich wurde keine abschließende rechtliche Klärung herbeigeführt. Ganz im
Gegenteil: Nur wenige Monate später beschloss die Koalition eine umfangreiche finanzielle
Unterstützung des Projekts. Die Landesregierung schiebt sich gegenseitig den Schwarzen Peter zu,
anstatt Aufklärung im Sinne der Steuerzahler herbeizuführen!

Auch mit Blick auf die Projektgesellschaft wurde das Bild klarer: Das Wirtschaftsministerium forderte von
der Ingenieurkammer eine Haftungsfreistellung, als Rechtsaufsicht aber wohl wissend, dass diese zu
keiner Zeit in der Lage war die Kosten selbst zu tragen. Wie ein Ministerium die rechtliche Klärung der
Vertragspartnerschaft ein Jahr lang verschleppen kann ist ungeheuerlich!

Hätte der Landtag die Fehlbetragsfinanzierung nicht unterstützt wäre die Ingenieurkammer arg in
Bedrängnis gekommen, das ist heute deutlich geworden. Damit das bereits in seinen Grundfesten
erschütterte Projekt noch gerettet werden konnte, bediente man sich nicht zuletzt persönlicher
Beziehungen zu Ministerin Eisenmann! Den Landtag klärte man indes über die weitreichenden, offenen
rechtlichen Probleme nicht auf.“


